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Unverantwortliche Cannabis-Ex-
perimente mit bis zu 5’000 gesun-
den, jungen Menschen werden 
von einer knappen Mehrheit des 
Nationalrates angenommen, 
nachdem der Bundesrat bereits 

voreilig eine entsprechende Ge-
setzesänderung in die Vernehm-
lassung gegeben hat.

Aus folgenden Gründen ist dieser 
Entscheid fahrlässig:

Grund 1: Cannabis schädigt die 
Lunge um ein Vielfaches gegen-
über einer normalen Zigarette. 
Cannabis stört die Hirnentwick-
lung, welche erst mit 25 Jahren ab-
geschlossen ist und kann Psy-
chosen und Schizophrenien aus-
lösen. Schul- und Lehrabbrüche 
und oft jahrelanger, immer wieder-
kehrender Aufenthalt in Kliniken 
sind die Folgen. Cannabissüch-
tige gefährden durch mangelnde 
Konzentrationsfähigkeit nicht nur 
ihr eigenes, sondern auch das 
Leben ihrer Mitmenschen, sei es 
im Strassenverkehr oder einer ver-
antwortungsvollen Arbeit in Beruf 
und Freizeit.

Grund 2: Die Klienten des Pilot-
projekts bestimmen die Höhe ih-
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UNO-Migrationspakt: 
Nicht mit uns.

Beamte aus 190 Staaten haben in 
der UNO einen Pakt für «eine si-
chere, geordnete und reguläre 
Migration» erarbeitet. Das Papier 
enthält eine Fülle von Absichts-
erklärungen. So sollen zum Bei-
spiel internationale Freizügigkeits-
regelungen gefördert werden. Alle 
Ausländer sollen ungeachtet ihres 
Migrationsstatus ihre Menschen-
rechte durch Zugang zu Grundleis-
tungen wahrnehmen können (was 
immer das auch heissen mag). 
Mehr noch: Staaten hätten ihre 
Bürger darin zu beeinflussen, wie 
sie über Ausländerpolitik diskutie-
ren. Aufklärungskampagnen 
sollen eine konstruktivere (sprich 
positive) Wahrnehmung der Migra-
tion fördern.
Der UNO-Migrationspakt ist im 
besten Fall wirkungslos und im 
schlimmsten Fall schädlich. Eine 
eigenständige Steuerung der Zu-
wanderung wäre nicht mehr vor-
stellbar, falls der Pakt sorgfältig 
umgesetzt würde.
Der Bundesrat hat in vorauseilen-
dem Gehorsam seine Zustimmung 
zum Pakt kundgetan. Dieser Feh-
ler muss korrigiert werden!

Dr. iur. Patrick Freudiger
Vizepräsident PRO LIBERTATE,
Grossrat und Stadtrat,
Rechtsanwalt, Langenthal
p.freudiger@besonet.ch
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Menschenversuche mit staat-
lich abgegebenem Cannabis

Die Niederschlagung des 
Prager Frühlings

Die Sesselbahn vom Grossen 
St. Bernhard

Vor 70 Jahren: Berliner 
Blockade!

Aufruf des Bundesrates vom 
7. November 1918

 
Besuchen Sie auch unsere 
Website: www.prolibertate.ch
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Am 21. August 2018 jährte sich 
zum fünfzigsten Mal die Invasion 
der Warschauerpaktstaaten auf 
die Tschechoslowakei, mit dem 
Ziel, den sogenannten Prager 
Frühling niederzuschlagen.

Der Prager Frühling ist die Be-
zeichnung für das Streben der 
tschechoslowakischen Kommu-
nistischen Partei unter Alexander 
Dubcek im Frühjahr 1968, ein 
Liberalisierungs- und Demokra-
tisierungsprogramm durchzuset-
zen, sowie vor allem die Beein-
flussung und Verstärkung dieser 
Reformbemühungen durch eine 
sich rasch entwickelnde kritische 
Öffentlichkeit.

Mit dem Begriff Prager Frühling 
verbinden sich zwei gegensätzli-
che Vorgänge: einerseits der 
Versuch, einen «Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz» zu schaf-
fen, andererseits aber auch die ge-
waltsame Niederschlagung die-
ses Versuchs durch am 21. Au-
gust 1968 einmarschierende 
Truppen des Warschauer Paktes.

Die Sowjetunion, die den Macht-
wechsel von Novotny zu Dubcek 
zunächst gutgeheissen hatte, 
dann aber schnell eine äusserst 
skeptische Position zur tschecho-
slowakischen Entwicklung ein-
nahm, wertete das «Manifest der 
2000 Worte» als eine Plattform 
der Konterrevolution. Hierin wur-
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res Cannabisbedarfs selber und 
sollen pro Monat 25 bis 33 Gramm 
Cannabis mit 12 bis 20% THC er-
halten können. Dies sind rund 7 
Joints pro Tag. Mit diesen Mengen 
ist der Weiterverkauf vorprogram-
miert. 

Grund 3: Da bereits hunderte von 
wissenschaftlichen Studie beste-
hen, sind die Auswirkungen dieser 
Pilotprojekte völlig sinnlos. 

Grund 4: Cannabis wird von vielen 
Politikern und den Medien ver-
harmlost. Man predigt, Alkohol 
und Zigaretten sind schlimmer 
und lobt das Cannabis in den 
Himmel. Solche Aussagen und 
das Vorpreschen der Legali-
sierung verunmöglichen jegliche 
glaubwürdige Prävention. 

Grund 5: Statt Millionen für unwür-
dige Menschenversuche, müsste 
dieses Geld in zielgerichtete Prä-
ventionskampagnen eingesetzt 
werden, um den Jugendlichen die 
Schädlichkeit von Cannabis und 
anderen Drogen wirksam zu ver-
mitteln. +

de sie durch den stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Gustav Hu-
sak bestärkt, der von einer «Atmo-
sphäre des Terrors» sprach. 

Antonin Novotny (er war am 5. 
Januar 1968 zum Rücktritt als 
Parteichef und am 22. März auch 
zum Rücktritt als Präsident ge-
zwungen worden und im Juni aus 
dem Zentralkomitee der Kommu-
nistischen Partei ausgestossen 
worden) meldete bei zwei Besu-
chen bei der sowjetischen Re-
gierung, die KP unter Dubcek ste-
he kurz davor, das Machtmonopol 
der Partei aufzugeben. 

Schon am 21. März 1968 waren 
im Schloss Grillenburg bei Dres-
den Regierungsvertreter der 
CSSR mit denen der Sowjetunion, 
Bulgariens, Ungarns, Polens und 
der DDR – die später als «War-
schauer Fünf» bezeichneten 
Staaten, die letztlich auch die In-
tervention durchführten –  zusam-
mengekommen, um über die 
Lage in der Tschechoslowakei zu 
sprechen. Weitere Treffen der 
«Warschauer Fünf» zum Thema 
fanden, diesmal ohne tschecho-
slowakische Beteiligung, im Mai 
und Juni statt. Dabei wuchs der 
sowjetische Druck auf die Prager 
Regierung, die Reformen deutlich 
einzudämmen. Auch eine militäri-
sche Intervention gehörte bald zu 
den Drohungen, mit denen der 
Warschauer Pakt vermehrt Druck 
auf sein reformorientiertes Mit-
glied ausübte. 

Wenige Tage nach bilateralen 
Gesprächen zwischen der tsche-
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choslowakischen und der sowjeti-
schen Regierung fand am 3. Au-
gust in Bratislava das letzte offi-
zielle Treffen zwischen der 
Tschechoslowakei und den «War-
schauer Fünf» statt. Das in 
Bratislava verabschiedete Ab-
schlusskommuniqué wurde in der 
CSSR als Zeichen der Entspan-
nung gewertet, da den verschie-
denen Parteien eine nationale 
Souveränität auf ihrem Weg zum 
Sozialismus eingeräumt werden 
sollte. Tatsächlich wurden nach 
dem Treffen die laufenden sowje-
tischen Vorbereitungen zum Ein-
marsch in die Tschechoslowakei 
intensiviert.

In der Nacht zum 21. August 1968 
marschierten etwa eine halbe 
Million Soldaten der Sowjetunion, 
Polens, Ungarns und Bulgariens 
in die Tschechoslowakei ein und 
besetzten innerhalb von wenigen 
Stunden alle strategisch wichtigen 
Positionen des Landes. Es war 
die grösste Militäroperation in 
Europa seit 1945. Rumänien be-
teiligte sich demonstrativ nicht an 
der Invasion. Nicolae Ceauçescu 
verurteilte den Einmarsch auf ei-
ner Kundgebung am 21. August 
1968 in Bukarest mit scharfen 
Worten und erklärte: «Der Gedan-
ke einer militärischen Intervention 

in die Angelegenheiten eines so-
zialistischen Bruderstaates kann 
durch nichts gerechtfertigt wer-
den, und kein Grund kann gebilligt 
werden, der diesen Gedanken 
auch nur für einen Augenblick als 
annehmbar erscheinen lässt.» 
Albanien, seinerzeit noch formal 
offizielles Mitglied des Militär-
bündnisses, nahm den Ein-
marsch, an dem sie ebenfalls 
nicht teilnahm, zum Anlass, am 5. 
September 1968 auf einer Tagung 
der Partei der Arbeit Albaniens ih-
ren Austritt aus dem Vertrags-
bündnis zu erklären. 

Beim Einmarsch ins Land starben 
98 Tschechen und Slowaken so-
wie etwa 50 Soldaten der Inva-
sionstruppen. 

Die Nationale Volksarmee der 
DDR nahm an der Besetzung 
nicht teil, obwohl an der Grenze 
zur CSSR zwei NVA-Divisionen 
bereit standen. Etwa 30 Soldaten 
einer NVA-Nachrichteneinheit 
weilten während der Militäraktion 
im Führungsstab der Invasions-
truppen auf dem Truppenübungs-
platz Milovice. 

Die KP beschloss, keinen militäri-
schen Widerstand zu leisten. Die 
NATO verhielt sich ruhig, um der 

Sowjetunion keinen Vorwand für 
eine Intervention zu liefern; sie 
konnte von ihren Radarstationen 
auf dem Gipfel des Grossen Arber 
im Bayerischen Wald aus die fort-
währende Landung von sowjeti-
schen Militärflugzeugen auf den 
Prager Flughäfen beobachten. 

Der Staatspräsident der Tsche-
choslowakei, Ludvik Svoboda, for-
derte Tschechen und Slowaken in 
einer Radioansprache dazu auf, 
Ruhe zu bewahren. Dubcek und 
andere hochrangige Regie-
rungsmitglieder wurden festge-
nommen und nach Moskau ge-
bracht. Dort setzte man sie unter 
Druck und entmachtete sie schritt-
weise zugunsten des linientreuen 
Gustav Husak. In der Tschecho-
slowakei funktionierte der eigentli-
che Plan der Sowjetunion, eine 
neue Regierung zu präsentieren, 
aufgrund des gewaltlosen, ge-
schlossenen Protests der Bevöl-
kerung des okkupierten Landes 
nicht. Auch die Behauptung, die 
KP habe um den Einmarsch er-
sucht, wurde von tschechoslowa-
kischer Seite geschlossen de-
mentiert: Für die tatsächlichen 
«Verschwörer» war das Mei-
nungsklima in der Tschechoslo-
wakei zu ungünstig, um eine offe-
ne Palastrevolution verkünden zu 
können. In den Wirren der ersten 
Tage der Besatzung gelang es der 
Kommunistischen Partei sogar, ei-
nen ausserordentlichen Kongress 
der Nationalversammlung einzu-
berufen, auf welcher der Ein-
marsch ausdrücklich verurteilt 
und die Regierung Dubcek im Amt 
bestätigt wurde. 

An der Invasion selbst nahmen of-
fenbar keine NVA-Truppen teil. 
Der Entschluss darüber fiel erst 
wenige Stunden vor dem Beginn 
des Einmarsches und wurde der 
NVA-Führung vom Oberkomman-
dierenden der Warschauer Ver-
tragsorganisation Marschall Jaku-
bowski mitgeteilt. Vermutlich soll-
ten die Bürger der CSSR im 30. 
Jahr nach dem Münchner Ab-
kommen nicht durch den Anblick 
von Invasoren in deutscher Uni-
form zusätzlich verbittert werden.

Dem KP-Beschluss gemäss rief 
Dubcek dazu auf, auf militäri-
schen Widerstand zu verzichten, 
da dieser von vornherein aus-
sichtslos sei. Dennoch kam es zu 
vereinzelten Auseinandersetzun-
gen zwischen der Zivilbevölke-

Oben: Alexander 
Dubcek und  Gene-
ral Ludvik Svoboda. 

Links: Aufruf des 
Berner Gemeinde-
rats zu einer Solida-
ritätskundgebung 
für die Tschecho-
slowakei. Bilder:ZVG
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rung und den Invasoren. Am ers-
ten Tag des Einmarsches starben 
23 Menschen. Bis zum 1. Sep-
tember kostete der Einmarsch der 
Truppen des Warschauer Paktes 
71 Tschechoslowaken das Leben. 
Der Historiker Oldoich Tuma er-
klärte zur Gewaltlosigkeit: «Über 
die ein oder zwei Fälle, in denen 
tatsächlich schon vor dem 21. Au-
gust 1968 Waffen gefunden wur-
den, ist wiederum bekannt, dass 
es sich um eine Provokation des 
sowjetischen Geheimdienstes ge-
handelt hat.» 

Von der tschechischen und slowa-
kischen Bevölkerung wurde ver-
sucht, durch zivilen Ungehorsam 
und verschiedene Aktionen die 

Besetzung zu verlangsamen. Es 
war ein keineswegs «passiver 
Widerstand», sondern ein höchst 
aktiver: So wurden Ortstafeln und 
Strassenschilder verdreht, über-
malt, zerschlagen oder abmon-
tiert, so dass ortsunkundige Be-
satzer in falsche Richtungen ge-
schickt wurden. 

Tschechoslowakische Eisenbah-
ner leiteten Nachschubzüge für 
die Rote Armee auf Abstellgleise. 
Tausende, zumeist selbstge-
zeichnete oder selbstgedruckte 
Plakate, die die Besatzer verspot-
teten und zum passiven Wider-
stand aufriefen, wurden, vorwie-
gend in Prag und Bratislava, aber 
auch in anderen Städten, verteilt 

und an Häuserwände und Schau-
fenster geklebt. Auch der damali-
ge Tschechoslowakische Rund-
funk spielte eine grosse Rolle. So 
wurde unter dem damaligen Leiter 
Zdenik Hejzlar eine mobile Sen-
destation eingesetzt, um die Be-
völkerung zu informieren. Auch 
der ORF spielte dabei eine grosse 
Rolle, indem er die Tschechoslo-
waken via Kurzwellen-Sende-
anlagen in Österreich informierte. 
Im eigenen Land wurden sie über 
die Ereignisse gar nicht bzw. teils 
falsch informiert. Daneben spiel-
ten auch Piratensender eine wich-
tige Rolle, die von den sowjeti-
schen Besatzungstruppen eben-
falls nicht völlig ausgeschaltet wer-
den konnten.  +

Die Schweizer Filmwochenschau 
Nr. 632 vom 16. Juli 1954 feiert die 
Einweihung der Sesselbahn vom 
Grossen Sankt-Bernhard-Pass 
auf die Chenalette auf knapp 
2'800 m.ü.M. Vollmundig wird sie 
als die «höchste Sesselbahn der 
Welt» gepriesen. 

Wer heute eine Passwanderung 
mit den Bernhardinern der Fon-
dation Barry unternimmt, entdeckt 
nach einem Aufstieg von etwa 10 
Minuten die Talstation der Sessel-
bahn. Das grosse Rad für Antrieb 
und Umlenkung des Seils, die 
Antriebseinheit und das kleine Be-
triebsgebäude zeugen vom einsti-
gen Betrieb. Von 1954 bis 1986 
wurden jeden Sommer viele 
Gäste auf die Chenalette, mit der 
wunderbaren Aussicht auf den 
Mont Blanc und die umliegenden 
Berge, befördert. 

Eine Pionierleistung

Der Seilbahnpionier Gerhard 
Müller, Dietlikon, erbaute die küh-
ne Bahn. An einem einzigen Seil 
von 731 Metern Länge wurden die 
Gäste auf Einzelsitzen befördert. 
Die offenen Sitze wurden nach ei-
nem Patent von Gerhard Müller 
einzeln ans Seil angeklipst. Die 
Spannung des langen Seils er-
folgte durch das Verschieben der 
gesamten Antriebseinheit in der 
Talstation. Für den Bau wurden 
rund 100 Tonnen armierter Beton 
verwendet. Der Materialtransport 

war eine gewaltige logistische 
Leistung, da noch keine Helikop-
ter für die Beförderung von gros-
sen Lasten verfügbar waren. 

Verschiedene Gäste genossen 
die Fahrt mit dem Sessellift. Ne-
ben Bergsteigern und Wanderern 
auch Wissenschaftler. So zum 
Beispiel im August 1966 die 
Schweizerische Vereinigung für 
Bryologie & Lichenologie, die 
beim Abstieg viele der rund 70 
Moosarten der Gegend entdeck-
ten und dokumentierten.

1986 wurde der Betrieb eingestellt 
und die Anlagen weitgehend ab-
gebaut. Vermutlich wurde der Er-
neuerungsaufwand zu gross ange-
sichts der kurzen Betriebszeit im 

Sommer. Die Talstation und die 
Betonsockel der Zwischenstüt-
zen sind noch vorhanden. Eine 
Gedenktafel an der Talstation 
weist auf die grossartige Pionier-
leistung hin. Von der Bergstation 
sind noch die Grundmauern sowie 
die betonierte Aussichtsterrasse 
erhalten.

Die Vereinigung Mountain Wilder-
ness setzt sich heutzutage dafür 
ein, dass in Berggebieten bei auf-
gelassenen Bahnanlagen sämtli-
che Bauteile entfernt werden. Bis 
dahin bilden die wenigen Reste 
der Sesselbahn ein interessantes 
Zeugnis aus einer Zeit des techni-
schen und touristischen Auf-
bruchs auf dem Grossen Sankt-
Bernhard-Pass. +

Bei der Bevölkerung äusserst 
beliebt: Die Sesselbahn vom 
Grossen St. Bernhard.     
Text und Fotos mit freundlicher 
Genehmigung der Fondation 
Barry (www.fondation-barry.ch)
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Die Isolierung der Westsektoren 
Berlins begann bereits im Mai 
1948 durch einen Befehl der Sow-
jetischen Militäradministration, al-
len Verkehr auf den Strassen und 
Wasserwegen nach West-Berlin 
zu überwachen. Einen Monat spä-
ter wurde offiziell die Berliner 
Blockade verhängt. Stalin sah in 
ihr ein Faustpfand, um die Gefahr 
eines eigenen westdeutschen 
Staates zu verhindern. Sein Feh-
ler war die Ansicht, die Deutschen 
würden aus Enttäuschung über 
die Amerikaner zu den Kommu-
nisten überlaufen, verbunden mit 
der Vision eines von ihm be-
herrschten Westeuropa. Denn die 
über zwei Millionen West-Berliner 
konnten nur noch über den US-
Airport Berlin-Tempelhof, den bri-
tischen Flughafen Gatow und den 
kleineren französischen Flugha-
fen Berlin-Tegel aus der Luft ver-
sorgt werden. 

Anfangs hatten die Eingeschlos-
senen noch Sorge um das Durch-
halten der West-Alliierten – be-
sonders im Winter. Die SED ver-
suchte indes vergeblich, Miss-
trauen gegen die Westmächte zu 
säen. Die West-Berliner jedoch be-
wunderten deren logistisches 
Meisterwerk, dass alle drei Minu-
ten ein Flugzeug landen liess, de-
ren eingeflogene Fracht täglich 
durchschnittlich 8'000 Tonnen be-
trug! Bis zum Ende der Blockade 
verzeichneten die West-Alliierten 
277'569 Flüge nach West-Berlin! 
Es wurde ein Gefühl der Dankbar-
keit, dass diese sie nicht im Stich 
liessen und zur Schutzmacht, so-
gar zu Freunden wurden. Waren 

sie vor nur drei Jahren noch Fein-
de gewesen, setzten die Amerika-
ner jetzt für dieselben Deutschen 
ihr Leben ein – es gab bei Lande-
Unfällen etliche Tote! Die DDR-
Bevölkerung, die 1948 die zweite 
deutsche Diktatur aufkommen 
sah, solidarisierte sich mit den «In-
sulanern», was ein Autor des 
Buches zu Recht neben der 
Luftbrücke als «zweite wesentli-
che Kraft» bei der Überwindung 
der Blockade wertet.

Anders als Frankreich, das die 
Deutschen immer noch als Feind 
sah, wurde deren Bedeutung 
schnell erkannt. Symptomatisch 
schrieb «The New York Times», 
der Streit um Berlin berühre nicht 
nur die deutsche Nation, sondern 
«die gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Zukunft der ganzen 
Welt». Bei Meinungsumfragen un-
terstützten bis zu 90 Prozent der 
Amerikaner die Luftbrücke; aus 
der einstigen «Hauptstadt des 
Dritten Reiches» war jetzt die 
«City of Freedom» geworden.

Die CIA erkannte sehr bald, wie 
wichtig der Luftbrücken-Mythos 
für die Moral der West-Berliner 

war, der wiederum für sie ein wich-
tiges Element in ihrer Strategie 
darstellte, den Kommunismus ein-
zudämmen. Nach ihrer Ansicht 
sah die dortige Bevölkerung den 
Sieg über die Blockade durch die 
nationale Brille, weil dieser zu-
gleich Berlin als künftige Haupt-
stadt eines wiedervereinigten 
Deutschlands aufgewertet hätte. 
Die Westmächte hingegen sahen 
verständlicherweise primär nur 
die Verteidigung ihrer Territorial-
rechte in Berlin und den freien 
Zugang zu ihren Sektoren; sie in-
tervenierten weder beim Volks-
aufstand 1953 noch beim Bau der 
Berliner Mauer 1961, da diese nur 
die Deutschen betrafen.

Das Buch verschweigt nicht die 
damals grossen Unterschiede so-
gar zwischen den Deutschen in 
West-Berlin und den Deutschen 
westlich der Zonengrenze: Wäh-
rend erstere Dank gegenüber den 
West-Alliierten als Retter im 
Kampf um die Freiheit empfan-
den, war für die Deutschen im 
Westen die Luftbrücke lediglich 
«ein überfälliger humanitärer 
Akt». Nach ihrem Weltbild war 
West-Berlin zum Spielball der 

Die Luftbrücke zur Versorgung 
des durch die Sowjets abge-
trennten West-Berlin hat sich 
tief in das Bewusstsein der 
Deutschen eingebrannt. Be-
sonders in Erinnerung bleiben 
die «Rosinenbomber», welche 
die Bewohner mit Nahrungs-
mittel und anderen lebenswich-
tigen Hilfsmitteln versorgten.                      
Fotos: United States Air Force

Friedrich-Wilhelm Schlomann
Königswinter/Bonn (D)

Corine Dafrance, Bettina Grei-
ner, Ulrich Pfeil (Hg.), «Die Ber-
liner Luftbrücke», 360 Seiten, 
Ch. Links-Verlag, Berlin.

ISBN 978-3-86153-991-9
Verkaufspreis 44 Franken
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deutsche Politiker sehr zurück, als 
es um die Unterstützung ihrer ein-
geschlossenen Landsleute ging. 

Die Autoren halten fest: «Hätte 
nicht der amerikanische General 
Clay und sein britischer Kollege 
Robertson Druck ausgeübt, hätte 
so mancher West-Deutsche 
West-Berlin preisgegeben!»

Getreue, liebe Eidgenossen!

Der Weltkrieg geht seinem Ende 
entgegen. Die Schweiz hat in die-
ser schweren Krise, aus der eine 
neue Weltordnung hervorgehen 
wird, keinen Blutzoll zahlen müs-
sen. Wohl hatten wir beschwerli-
che, oft sogar bittere Entbeh-
rungen und Einschränkungen zu 
erdulden. Sie sind aber nicht zu 
vergleichen mit den heldenmütig 
ertragenen Leiden der unmittelbar 
am Kriege beteiligten Völker; die-
sen gegenüber müssen unsere 
Klagen bescheiden verstummen. 
Wir durften sogar mit unseren 
schwachen Kräften Wunden ande-
rer heilen. 

Alle Kriegsführenden haben unse-
re Neutralität anerkannt und sie 
geachtet. Alle, ohne Ausnahme, 
gaben uns wertvolle Beweise ih-
rer Freundschaft. Unsere Armee 
hat während mehr als vier Jahren 
unsere Grenzen treu bewacht. 
Wir danken ihr für ihre Hingabe. 
Sie verdient unseren tiefgefühlten 
Dank und den des ganzen Volkes. 
Namentlich in den Tagen, da eine 
tückische Krankheit viele unserer 
wackeren Wehrmänner dahinraff-
te, hat sie schwere Zeiten durch-
gemacht. 

Allein, in dem Augenblicke, wo wir 
mit der Armeeleitung eine rasche, 
wenn auch stufenweise Demobili-
sation durchzuführen beabsich-
tigten, haben wir uns überzeugen 
müssen, dass sich gewisser Lan-
desteile und namentlich der Stadt 
Zürich eine wachsende Beun-
ruhigung bemächtigt hat. Die Zür-
cher Regierung bat uns dringend, 
zur Beruhigung der Bevölkerung 
und um Unruhen vorzubeugen, 

neue Truppen aufzubieten. Offen 
oder verschleiert drohen gewisse 
Gruppen und Blätter, die revolu-
tionären und anarchistischen 
Experimente, die Russland blutig 
heimsuchen, nach der Schweiz zu 
verpflanzen. Zweifelhafte, meist 
landesfremde Elemente säen 
Hass, beuten die Schwierigkeiten 
unserer Landesversorgung, die 
zu beseitigen nicht in unserer 
Macht liegt, aus und schüren die 
gefährlichsten Leidenschaften. 
Solche Menschen schrecken we-
der vor Gewalttat noch vor Ver-
brechen zurück. In dem gastfreien 
und dem Geiste der Freiheit so of-
fenen Schweizerhaus ist kein 
Platz für sie. 

Diese Umtriebe und deren Folgen 
bilden die grössten Gefahren für 
die Sicherheit und die Integrität un-
seres Landes. Die Blicke der Völ-
ker und ihrer Leiter sind auf uns ge-
richtet. Es war stets Ehrenpflicht 

der Schweiz, ein Hort der Freiheit 
zu sein; niemals aber war sie ein 
Herd der Unordnung, sie soll es 
auch niemals werden. 

Wir sind fest entschlossen, die vor-
nehmste aller unserer Pflichten zu 
erfüllen: Ordnung im Lande zu hal-
ten und die öffentliche Sicherheit 
zu schützen. Daher haben wir be-
schlossen, vier Infanterieregi-
menter und vier Kavalleriebriga-
den aufzubieten. 

Wir haben diese Massnahmen 
nicht leichten Herzens getroffen; 
wir sind uns des schweren Opfers, 
das wir unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen unseren Soldaten 
auferlegen, voll bewusst; aber wir 
zählen auf ihren Patriotismus und 
ihre Disziplin. Wir erblicken die 
Aufgabe einer Regierung vorab 
darin, Unruhen zu verhüten, und 
nicht nur darin, sie zu unterdrü-
cken. Die öffentliche Meinung wür-

Stalin musste erkennen, dass die 
westlichen Alliierten willens und 
auch in der Lage waren, die Luft-
brücke für sehr lange Zeit auf-
rechtzuerhalten. Offiziell wurde 
die Blockade im Oktober 1949 be-
endet, doch die Trennung Berlins 
blieb. Erst mit dem Sturz der 
Mauer im November 1989 wurde 
sie wieder eine einzige Stadt.  +

Wachmannschaft im Bundeshaus während des Streiks.
Foto: Schweizerisches Bundesarchiv

Aussenpolitik aller vier Sieger-
mächte geworden und damit alle 
für die Teilung verantwortlich und 
hätten daher auch für die Be-
endigung der Krise zu sorgen. An 
die betroffenen Menschen in 
West-Berlin dachte man kaum! 
Nach der neuen Forschung, er-
fährt der Leser, hielten sich in je-
nen Monaten nicht wenige west-
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de uns zu spätes und schwächli-
ches Einschreiten mit Recht nicht 
verzeihen. 

Wir wenden uns an Euch, ge-
treue, liebe Eidgenossen, und er-
warten, dass Ihr in dieser so ver-
antwortungsvollen Stunde durch 
Eure Ruhe, durch Euren Bürger-
sinn, durch Besonnenheit und 
Selbstbeherrschung Eure Regie-
rung unterstützt. 

Unsere Massnahmen sind weder 
gegen eine bestimmte Klasse 
noch gegen eine bestimmte 
schweizerische Partei gerichtet. 
Wir laden alle, Arbeiter, Bauern 
und übrige Bürger, die Parteien 
und ihre Führer ein, mit uns ein-
trächtig zusammenzuarbeiten 
und uns zu helfen, unser Land, oh-
ne Unruhen und ohne gewaltsa-
me Erschütterungen, aus der 
Kriegs- in die Friedenszeit hin-
überzuführen. Kein einsichtiger 
Schweizer wird den Feinden der 
Demokratie Heerfolge leisten. 

Die Demokratie ist die Regierung 
des Volkes durch das Volk. Sie ist 
das Fundament aller unserer Ein-
richtungen. Ohne die Demokratie 
müsste die Schweiz untergehen. 

Wenn der Krieg uns verschonte, 
wenn unsere nationale Zusam-
mengehörigkeit sich gefestigt und 
geläutert hat, wenn die Völker uns 
ihre Sympathien schenken, so ge-
schieht dies auch deshalb, weil un-
ser Land die älteste Wiege der 
Freiheit ist und seine Bürger die 
treuesten Hüter des demokrati-
schen Gedankens sind. Wohl be-
steht die Demokratie nicht nur in 
äusserlichen Formen; diese müs-
sen von sozialer Gerechtigkeit 
und Solidarität durchdrungen 
sein; die Formen der Demokratie 
sind aber doch das unentbehrli-
che Werkzeug, um der Gerechtig-
keit und dem Solidaritätsbewusst-
sein zum Siege zu verhelfen. 
Dieses Werkzeug zerbrechen, 
hiesse den sozialen Fortschritt ver-
hindern. Sollten heute, wo der de-
mokratische Gedanke überall 
siegreich zum Durchbruch ge-
langt, Schweizer, die diesen 
Namens würdig sind, ihn verleug-
nen?

Demokratie und Sozialreform sind 
die beiden Seiten des nämlichen 
Problems. Wir müssen unsere po-
litischen Einrichtungen vervoll-
kommnen, um sie in höherem 
Masse der Verbesserung und 

Hebung unserer sozialen Verhält-
nisse dienstbar zu machen. Die so-
ziale Reform drängt sich allen de-
nen gebieterisch auf, die die gros-
se Lehre der Zeit verstanden ha-
ben. Sie kann sich aber nur auf 
dem Wege der ruhigen Entwick-
lung vollziehen. Sozialreform und 
Revolution werden in der Schweiz 
unvereinbare Gegensätze blei-
ben. 

In diesen vier Kriegsjahren haben 
wir alles getan, und wir werden fer-
nerhin alles tun, um dem Schwei-
zervolke und besonders unsern 
Mitbürgern mit bescheidenem 
Einkommen die Lebensbedingun-
gen zu erleichtern. Den Fragen 
der Ernährung, der Bekleidung, 
der Arbeitslosigkeit, der Unter-
kunft, der Gehalts- und Lohnver-
hältnisse schenken wir die erns-
teste Aufmerksamkeit. Nur durch 
weitherziges Entgegenkommen 
und durch brüderliche Hilfe wer-
den wir aller Schwierigkeiten Herr 
werden.

Getreue, liebe Eidgenossen, lasst 
uns unsere Anstrengungen verei-
nigen, um in unserm Vaterlande 
Frieden und Wohlfahrt zu bewah-
ren.  +

Auch nächstes Jahr präsentiert 

, Divisionär aD und 
ehem. Chef des Schweizer Nachrichten-
dienstes, die aktuelle sicherheits-
politische Lage unseres Landes. 

 MZH Stiftung zum 
Glockenhaus  (neben dem Hotel 
Glockenhof), Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

 Kaserne, Auditorium, 
Papiermühlestr. 13+15, 3000 Bern 22 (im Navi-
gationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Uhr Referat

Peter Regli

16. Mai 2019: 

3. Oktober 2019:

Beginn jeweils:

Es laden ein:

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch Parteiunabhängiges Informationskomitee

www.pikom.ch
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Die Bestrebungen und Ziele 
von PRO LIBERTATE für die 
Erhaltung und die Förderung 
einer «gesunden» Schweiz 
interessieren mich!

Ich/wir unterstütze(n) PRO LIBERTATE:

als Mitglied 
Jahresbeitrag Fr. 40.–, Ehepaar Fr. 60.–

als Gönner 
Jahresbeitrag Fr. 100.–

als Sympathisant 
Beitrag nach freiem Ermessen

Schöne 
Schweiz Wisen SO / Unterer HauensteinWisen SO / Unterer Hauenstein

Einsenden an:
PRO LIBERTATE
3052 Zollikofen

info@prolibertate.ch
www.prolibertate.ch

Die kleine Solothurner Gemeinde Wisen liegt nahe dem Passübergang 
des Unteren Hauensteins und der bei Wanderern sehr beliebten Ruine 
Frohburg. In der Ortsmitte zeigt ein Schild den Weg nach Moskau und 
Peking an – wohl einzigartig in der Schweiz.                    Bild: David Herzig

Bild: © VBS/DDPS *zzgl. Porto und Verpackung

...... Expl.  «Das prägende Umfeld unserer Flüchtlingspolitik im Zweiten Weltkrieg» 
          zum Preis von 10 Franken

...... Expl.  «Identität Schweiz» zum Preis von 10 Franken

...... Expl.  «Erlebter Aktivdienst 1939 - 1945» zum Preis von 29 Franken

...... Expl.  «Die Schweiz im 21. Jahrhundert» zum Preis von 20 Franken

...... Expl.  «Die Gotteskrieger – Die unterschätzte Bedrohung» zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Welche Luftverteidigung braucht die Schweiz?» zum Preis von 5 Franken

...... Expl.  «Der Totgesagte der Wolfsschanze» zum Preis von 8 Franken

...... Expl.  «Christen und Muslime in einer Demokratie. Geht das?» zum Spezialpreis von 
24 Franken (statt 30 Franken)

...... Expl.  «Freier Fels in brauner Brandung» zum Spezialpreis von Fr. 29.– (statt Fr. 39.–)

...... Expl.  «Operationsziel Schweiz» zum Spezialpreis von 29 Franken (statt 39 Franken)

...... Expl.  «Graue Sequenz – Episoden des Kalten Krieges» zum Spezialpreis von 
25 Franken (statt 35 Franken)

...... Expl.  «Fahnengruss» zum Preis von 25 Franken

...... Expl.  «Der rastlose Erdgeist» zum Spezialpreis von 20 Franken (statt 38 Franken)

...... Expl.  «Wie sich die Schweiz rettete» zum Spezialpreis von 49 Franken (statt Fr. 79.–)

...... Expl.  «Mein Leben im Schatten der Berliner Mauer» für 8 Franken

...... Expl.  «Minger: Bauer, Bundesrat» zum Preis von 55 Franken

...... Expl.  «Beziehungen zwischen der Organisation P-26 und analogen Organisationen 
im Ausland (‹Bericht Cornu›)» zum Preis von 20 Franken

...... Expl.  «Die Berliner Luftbrücke» zum Preis von 44 Franken

...... Expl.  «Sicherheit Schweiz: Lagebericht 2018» zum Preis von 10 Franken

...... Expl.  «Armeekalender 2019» zum Preis von 20 Franken

We Can Do It Better !

zur Selbst-
  bestimmungs-
    initiativeJA

Abstimmung vom 
25. November 2018

PRO LIBERTATE
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